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!jgch Schmidts Verzicht 

Klare Alternative 
ati6. März: 
Coalition der Mitte 
unter Führung der CDU 
°der rot-grüne 
Koalition der SPD 
l *r Verzicht Helmut Schmidts auf eine Kanz- 
'erkandidatur der SPD ist die logische Konse- 
jWenz aus der gegenwärtigen Situation in der 
^D> stellt Heiner Geißler fest. Die Politik der 
*pD und die Politik Helmut Schmidts sind 
J^hon lange nicht mehr identisch. Unter Füh- 
Un9 Willy Brandts ist die SPD dabei, eine 
'ot~grüne Mehrheit links von der Mitte zu 
*»chen. 
Je Sozialdemokraten haben Helmut Schmidt vor die 
J*ahl gestellt, sich als Stimmenfänger für diese rot- 
»rüne Koalition herzugeben oder aber sich zurückzu- 
. l6hen. Die Entscheidung des früheren Bundeskanz- 
**rs verdient Respekt. Es ist jetzt noch zu früh, die 
jütische Leistung Helmut Schmidts historisch ein- 
ordnen und zu würdigen. In schwierigen Zeiten hat 
/ s'ch als Staatsmann um unser Land verdient ge- 
dacht. 
Ab er er ist an seiner eigenen Partei gescheitert. Er 
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(Fortsetzung von Seite 1) 

läßt eine Partei zurück, die ihn schon seit 
langer Zeit im Stich gelassen hat. Helmut 
Schmidt hat vor der Wirklichkeit in der 
SPD resigniert. Eine Wirklichkeit, die 
durch die Namen Willy Brandt, Erhard 
Eppler, Oskar Lafontaine und andere be- 
stimmt wird. Mit dem Verzicht Helmut 
Schmidts auf die Kanzlerkandidatur nimmt 
die SPD Abschied von ihrem Anspruch, 
eine Volkspartei der Mitte zu sein. Jetzt ist 
die Alternative des 6. März endgültig klar. 
Der Wähler hat die Wahl zwischen einer 
Regierung der Mitte unter der Führung 
der CDU und einer rot-grünen Koalition 
unter der Führung der SPD. 

Mit dem gemeinsamen Vorgehen von SPD 
und GAL in Hamburg ist der Weg vorge- 
zeichnet, den die SPD auch in der gesam- 
ten Bundesrepublik gehen will. In Ham- 
burg hat die SPD die Katze aus dem Sack 
gelassen. Was Willy Brandt schon seit lan- 
gem ankündigte — eine Koalition links 
von der Union — ist in Hamburg bereits 
Wirklichkeit geworden, betonte Heiner 
Geißler vor der Presse in Bonn. SPD und 
Grüne machen gemeinsame Sache und 
wollen dies auch nach den Wahlen am 19. 
Dezember 1982 tun. 

Die SPD benutzt die Grünen als neuen 
Mehrheitsbeschaffer. SPD plus Grüne: so 
heißt ihre neue Formel zur Macht. Über 
diesen taktischen Manövern verrät die 
SPD ihre Tradition und ihre Grundsätze. 

Arbeitnehmer müssen den Pakt der SPD 
mit den Grünen als einen Verrat an ihren 
Interessen empfinden. Die Grünen wen- 
den sich gegen wirtschaftliches Wachs- 
tum und technischen Fortschritt und neh- 
men Arbeitslosigkeit in Kauf. Die Sozial- 
demokraten müssen sich darüber klar 
werden, ob sie die Interessen der Arbei- 
ter einem Pakt mit Aussteigern und 
Maschinenstürmern opfern wollen. 
Der Pakt der SPD mit den Grünen ist die 
konsequente Fortsetzung einer Politik, die 

an den Hochschulen und Universität*" 
das Bündnis mit Antidemokraten, Komrflu' 
nisten, Spartakisten befürwortet und nu" 
offenbar ihre vorläufige Vollendung finde' 
in dem Pakt mit einer Partei, die von Rad|' 
kalen unterwandert und deren demokrat'' 
sehe Zuverlässigkeit zweifelhaft ist. 
Die Grundprinzipien der Grünen — öK? 
logisch, sozial, basisdemokratisch, 06' 
waltfrei — klingen harmlos, aber & 
Wirklichkeit sieht anders aus: 

1. Ökologie statt Ökonomie 
Zweifellos haben die Grünen dazu be\Qe' 
tragen, das Umweltbewußtsein zu schär 
fen, aber der Alternativradikalismus der 

Grünen schafft weder mehr Arbeitsplatz6 

noch eine saubere Umwelt und zerstoß 
die wirtschaftlichen Voraussetzungen $ 
sozialen Ausgleich und internationale So"' 
darität mit den Menschen der Dritten We'J 
Der rot-grüne Pakt ist keine Hoffnung $ 
junge Menschen, die eine lebenswerte IP 
kunft gestalten und soziale Verantworte 
für die Länder der Dritten Welt tragen wo1' 
len. 

Der Hunger in der Welt kann nicht durej 
Null-Wachstum und Maschinenstürmer*1 

bekämpft werden. 

2. Die sozialen Krisen sind 
vorprogrammiert 
Zu Recht kritisieren die Grünen zunet1' 
mende Anonymität und BürokratisierunÖ 
in unserer Gesellschaft. Ihre konkret«*1 

Vorschläge aber müßten zu weiteren ma5' 
siven Kostenexplosionen und in den Ver' 
sorgungsstaat führen. Den Grünen feh'1 

jedes Augenmaß für die finanziellen Fo'' 
gen ihrer Forderungen. 

Ein rot-grüner Pakt bedeutet deshalb 
kurzfristig eine weitere Verschuldung 
des Staates und damit Ausbeutung def 

kommenden Generation. Mittelfristig 
müßten die Systeme der sozialen Sich«' 
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Un9 unter der finanziellen Überlastung 
üsammenbrechen. 

3> Gefährdung der 
Parlamentarischen Demokratie 

nter dem Stichwort „basisdemokratisch" 
®rbergen die Grünen ihr widersprüchli- 
nes Verhältnis  zum   Parlamentarismus. 

,.'* dem imperativen Mandat, dem Rota- 
'°nsprinzip,  dem  Selbstverständnis  als 

.  ^Parlamentarische Opposition unter- 
en die Grünen die repräsentative De- 

R.°kratie; sie sympathisieren offen mit der 
[ptedemokratie. 

n rot-grüner Pakt gefährdet deshalb 
. e freiheitliche Demokratie unserer Ver- 
jüng. 

?• Gefahr für den inneren 
Fr'eden 

tj
nte'' dem Stichwort „gewaltfrei" rechtfer- 

I 9en die Grünen „Gewalt gegen Sachen", 
9'tirnieren  sie   ihre  eigene  Gewalt  als 

"  e9engewalt", beanspruchen sie für sich 
»Recht auf Widerstand" und wollen 

s^
n Rechtsstaat durch das Faustrecht er- 

^.t2en. Noch vor wenigen Tagen haben 
® Grünen offiziell zum gewaltsamen Wi- 
rstand gegen die Politik der Bundesre- 

gierung aufgerufen. 

d 
n r°t-grüner Pakt gefährdet deshalb 

biL innereri Frieden in der Bundesrepu- 
J,k Deutschland. 

2e       ^FDP-Koalition ist an der inneren 
h 

rrissenheit der SPD gescheitert. Viele 
"en gehofft, daß sich die SPD in der 

Pposition als sozialdemokratische Partei 
nsolidieren und so ihre Identitätskrise 
finden würde. Das Gegenteil ist ein- 
treten: in Hamburg und in Hessen soll 
r rot-grüne Probelauf stattfinden. 

h r davon bin ich überzeugt: Die Mehr- 
'* der Deutschen will keine rot-grünen 

^ Perimente,  sondern  eine Politik der 

Walther Leisler Kiep: 
Union kämpft 
um die Mehrheit 
am 19. Dezember 
Nach den letzten Wahlen am 6. Juni 1982 
ist in Hamburg nicht mehr regiert wor- 
den. „Hamburger Verhältnisse" haben 
der Freien und Hansestadt schweren 
Schaden zugefügt. Der Begriff „Hambur- 
ger Verhältnisse" steht mittlerweile für 
Unregierbarkeit, Handlungsunfähigkeit 
und Machterhaltung. Wenn die CDU für 
ihre Politik der Mitte am 19. Dezember 
1982 keine Mehrheit erhalten sollte, ge- 
hen die Hamburger Verhältnisse weiter, 
stellt Walther Leisler Kiep fest. Dann ist 
der 19. Dezember lediglich ein sieben 
Millionen Mark teures Wahlmanöver. 

Führende Mitglieder von SPD und der 
Grünen Alternativen Liste (GAL) haben 
jetzt bereits erkärt, daß sie nach dem 19. 
Dezember bei ähnlichen Mehrheitsverhält- 
nissen weiter verhandeln wollen, wobei 
beide Seiten davon ausgehen, daß nach 
einem erneuten Wahlgang der jeweilige 
Verhandlungspartner kompromißbereiter 
ist. 
Herr von Dohnanyi hat in Absprache mit 
Willy Brandt die rot-grüne Radfinderrolle 
übernommen und führt dies mit geradezu 
missionarischem Eifer durch. Mit dem am 
Sonntag in der Hamburger Bürgerschaft 
erneut begründeten GAL/SPD-Linksbünd- 
nis und mit der Weigerung zurückzutre- 
ten, hat er die Hoffnung zerstört, Hambur- 
ger Verhältnisse zu beenden und eine 
handlungsfähige Regierung zu sichern. 

Jetzt kann Schaden von der Freien und 
Hansestadt Hamburg nur noch abgewen- 
det werden, wenn die Mehrheit der Bürger 
sich am 19. Dezember für die Politik der 
Mitte, für die Politik der Union entschei- 
det. 
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• LÖHNE/PREISE 

62 Prozent der 
Bevölkerung für Blüms 
Atempause 
Bundesarbeitsminister Norbert Blüm 
hat mit seinem Vorschlag einer halb- 
jährigen Pause bei Lohnerhöhungen 
und einer entsprechenden Gegenlei- 
stung der Unternehmer in der Bevöl- 
kerung starke Zustimmung gefun- 
den. Nach einer Meinungsumfrage 
der Wickert-Institute sind 62 Prozent 
aller wahlberechtigten Bundesbür- 
ger damit einverstanden. 

So hat der Hartmannbund — Verband 
der Ärzte Deutschlands — seinen bis 

30. Juni 1983 erklärten Verzicht auf eine 
Honoraranhebung an keine Bedingungen 
geknüpft. Wie der Vorsitzende der 36 000 
Mitglieder zählenden Organisation, Horst 
Bourmer, in Bonn betonte, wollen die 
Ärzte angesichts der leeren Kassen in 
Bund und Ländern mit gutem Beispiel vor- 
angehen und damit ihre Solidarität zum 
Ausdruck bringen. 

Für die Zahnärzte erklärte der Vorsitzende 
der Kassenärztlichen Bundesvereinigung, 
Helmut Zedelmaier, auf der Vertreterver- 
sammlung seiner Organisation in Ham- 
burg: Die Zahnärzte werden sich in die 
Solidarität der Bürger dieses Landes ein- 
reihen. 

Auch die deutschen Landwirte sind, wie 
Bauernpräsident von Heereman erklärte, 
zu einem Verzicht auf Preiserhöhungen 
bereit, wenn alle anderen Gruppen auf 
Lohn- und Preiserhöhungen verzichten. 
Für den größten Arbeitgeber in der Bun- 
desrepublik,  die  Deutsche  Bundespost, 

erklärte der Bundesminister für das Po& 
und Fernmeldewesen, Christian Schwab 
Schilling: Die Deutsche Bundespost v$ 
1983 keine Gebührenerhöhungen vorne'1' 
men, um damit ein Beispiel bei den „am*'1' 
chen Preisen" zu geben. 

Zu den vor allem gegen ihn persönlich Qe' 
richteten Angriffen auf den Protestkund 
gebungen des DGB am Wochenende saÖ 
te Blüm: „Nicht das sind die bestef 

Freunde der Arbeiter, die den Gewei* 
schatten nach dem Munde reden." D'{ 

Gewerkschaften hätten es gewiß schW* 
„aber man macht ihnen das Leben ni^ 
leichter, wenn man ihnen nur Angene^ 
mes sagt". 
Norbert Blüm: „Der Weg der Bequemlic'' 
keit führt in die Sackgasse." Wohin Vef 

sprechungen führten, die nicht gehalt^ 
werden könnten, das zeige die gegenW^' 
tige Krise. Die neue Regierung sage $ 
Wahrheit, und die sei bitter für alle. ^ 
können in 14 Tagen nicht wettmache1} 
was die vorhergehende Regierung in * 
Jahren versäumt hat." 
Der Bundesarbeitsminister betonte ßf 

neut, daß sich niemand jetzt der Solid^ 
tätsaktion verweigern dürfe; auch die Üf 
ternehmer müßten hierfür ihren Beitrat 
leisten. 
Bei ihrem zweiten Treffen von Arbeitsl" 
sen-lnitiativen aus dem gesamten B^ 
desgebiet in Königswinter auf Einladt 
des gewählten Arbeitslosensprecher-A^5 

Schusses erklärten die Teilnehmer: „Es i5 

jetzt nicht die Zeit für Gruppenegoism^' 
Um den Karren aus dem Dreck zu ziehe1, 

müssen sich endlich alle Gesellschaft- 
gruppen an einen Tisch setzen." Wenn d|! 

Gewerkschaften die Anregungen w 
Lohnverzicht aus Solidarität zu den $ 
beitslosen Kollegen akzeptieren, müssßr 

die Unternehmer durch Schaffung von AJ 
beitsplätzen ebenfalls ihre Bereitscha" 
beweisen, Arbeitslose von der Straße $ 
holen. 
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BUNDESHAUSHALT 1983 

Verläßliche Grundlage für eine neue 
Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik 
•n einer Rekordzeit von nur zweiein- 
halb Wochen hat das Kabinett Kohl, 
wie in der Regierungserklärung ver- 
sprochen, einen neuen, ehrlichen 
Haushaltsentwurf für 1983 vorgelegt 
und Bundestag und Bundesrat zur 
Beschlußfassung noch in diesem 
«Jahr zugeleitet. Auf diesen Haushalt 
ist Verlaß. Die deutsche Öffentlich- 
keit weiß jetzt, woran sie wirklich ist. 
Die Zeit der Verschleierung, der 
Halbwahrheiten und der Täuschung 
ist vorbei. Der Kurs stimmt wieder, 
aber es wird noch einige Zeit dau- 
ern, das traurige Erbe der Regierung 
Schmidt Schritt für Schritt abzu- 
bauen. 

Zu den grundsätzlichen Unterschieden 
zwischen dem Haushalt der Schmidt- 

Regierung und dem neuen Etatentwurf er- 
klärte Bundesfinanzminister Gerhard Stol- 
tenberg: Wir müssen feststellen, daß die 
Annahmen des alten Haushaltsentwurfs 
für '83 viel zu optimistisch waren. Die 
jüngsten Vorhersagen für Wirtschafts- 
und Arbeitslosigkeit bedeuten, daß wir mit 
Steuermindereinnahmen im nächsten Jahr 
von deutlich über zehn Milliarden Mark 
rechnen müssen und mit zusätzlichen 
ausgaben allein für die Bundesanstalt für 
Arbeit, also für die Arbeitslosen, in der 
Größenordnung von rund acht Milliarden. 
Dje inhaltlichen Veränderungen beruhen 
darin, daß wir weitere Kürzungen vorneh- 
men bei nichtinvestiven Leistungen in der 
Größenordnung von fünfeinhalb Milliar- 
den, aber zugleich wichtige Ansätze für In- 

vestitionen zur Bekämpfung der Arbeits- 
losigkeit deutlich verstärken. 
Wir gehen bei den Einschätzungen für 
Wachstum und Arbeitslosigkeit von einer 
realistischen Entwicklung aus, wobei wir 
noch eine Sicherheitsmarge eingebaut ha- 
ben. Wir legen z. B. für die durchschnittli- 
che Arbeitslosigkeit im nächsten Jahr eine 
Zahl von 2,35 Millionen zugrunde. Bei den 
Schätzungen des Sachverständigenrates 
waren es 100 000 weniger. Hunderttau- 
send mehr oder weniger bedeutet eine 
Entlastung oder Belastung für den Bun- 
deshaushalt von eineinhalb bis zwei Mil- 
liarden. Aber wir hoffen natürlich, daß es 
besser wird als jetzt eingeschätzt. 
Dies bedeutet für den Haushalt des Jah- 
res 1983 insgesamt: die alte Regierung 
hätte, wenn sie ehrliche Zahlen vorgelegt 
hätte, eigentlich ein Defizit ausweisen 
müssen, das viel höher gelegen hätte, als 
das Defizit, das die neue Regierung mit 
40,6 Milliarden DM nunmehr vorlegt. 

Härten, die uns besonders schwerfallen, 
sind die Kürzungen beim Kindergeld. Frei- 
lich machen wir es — im Unterschied zur 
Regierung Schmidt — so, daß wir das Kin- 
dergeld nicht bei Normalverdienern kür- 
zen, sondern nur höheren Einkommens- 
gruppen einen Verzicht auf einen Teil des 
Kindergeldes zumuten. Das ist eine sozia- 
le Komponente, die es in der alten Regie- 
rung nicht gegeben hat. 

Wir werden über die Vorschläge der alten 
Regierung hinaus außerdem den Ländern 
bei der Mehrwertsteuerverteilung einen 
Punkt, also eine Milliarde zusätzlich, an- 
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bieten und auf dieser Grundlage abschlie- 
ßen. Das bedeutet eine entscheidende 
Verbesserung auch des politischen Kli- 
mas. 

Unsere Zukunftsperspektive lautet: Wir 
werden jetzt und in den nächsten Jahren 
konsequent den Anteil der Ausgaben, der 
der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
dient, steigern, dem gegenüber in ande- 
ren Bereichen aber auch Eingriffe vorneh- 
men. Das ist für manche schmerzlich. 
Aber es ist für die Zukunftssicherung und 
eine Politik der wirtschaftlichen Gesun- 
dung und der Vollbeschäftigung unver- 
zichtbar. 

Bundesbank konnte 
Zinsen senken 
Zu den währungspolitischen Entschei- 
dungen des Zentralrats der Deutschen 
Bundesbank erklärt der Parlamentarische 
Geschäftsführer der Bundestagsfraktion, 
Wolfgang Schäuble: Die zinspolitischen 
Beschlüsse des Zentralbankrats der Deut- 
schen Bundesbank beweisen einmal mehr 
die verantwortungsbewußte und von par- 
teipolitischen Einflüssen unabhängige 
Geldpolitik der obersten Währungshüter. 

Die abenteuerlichen Forderungen des Alt- 
bundeskanzlers Schmidt haben damit die 
knappe Antwort erhalten, die sie verdie- 
nen: gewogen und zu leicht befunden; 
parteipolitische Effekthascherei taugt 
nicht für verantwortungsbewußte Stabili- 
täts- und Währungspolitik. Dafür liefert die 
Bundesbank dem ehemaligen Bundes- 
ökonomen Schmidt gleich einen Grund für 
die lange Dauer des hohen Zinsniveaus 
mit: eine stärkere Unterstützung der Bun- 
desbankpolitik durch die Finanzpolitik der 
früheren Bundesregierung hätte ein ra- 
scheres Senken der Zinsen bewirkt. 

Im Klartext heißt das: weniger Schulden- 
wirtschaft in der Vergangenheit hätte we- 
niger hohe Zinsen und damit mehr Investi- 

tionsanreize (sprich: weniger Arbeitslose) 
bedeutet. Fachkundiger und zugleich ver- 
nichtender kann die Kritik an der Finanz- 
politik der früheren Bundesregierung nicht 
ausgedrückt werden. 

Überzeugender aber auch kann die Rich- 
tigkeit des Kurses der Regierung Kohl 
nicht dokumentiert werden 

Wende war überfällig 
Zum Herbstgutachten der fünf wirt- 
schaftswissenschaftlichen Forschungs- 
institute erklärt der Vorsitzende, der wirt- 
schaftspolitische Sprecher der Bundes- 
tagsfraktion Rudolf Sprung: Der Befund 
der Forschungsinstitute zur Lage der 
Weltwirtschaft wie der Binnenwirtschaft 
ist ernüchternd: Auf breiter Front sta- 
gniert die gesamtwirtschaftliche Leistung. 
Die Beschäftigung ist weiter zurückgegan- 
gen. Die weitere Entwicklung wird von ge- 
fährlichen Risiken überschattet. Zeichen 
der Hoffnung lassen auf sich warten. 

Die überwiegend negativen wirtschaftli- 
chen Daten der Bundesrepublik Deutsch- 
land bestätigen, daß eine Wende der Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik überfällig war. 

Dem Gutachten ist beizupflichten, daß 
schließlich die fehlende Verläßlichkeit der 
Wirtschafts- und Finanzpolitik als Voraus- 
setzung unternehmerischer Entscheidun- 
gen besonders ins Gewicht fiel. 

Die Regierung Kohl hat mit der Regie- 
rungserklärung ihr Programm zur Wieder- 
belebung der Wirtschaft vorgelegt. Auch 
das Herbstgutachten bestätigt, daß davon 
erhebliche positive Wirkungen ausgehen 
werden. Das schließt nicht aus, daß einige 
Maßnahmen nicht die ungeteilte Zustim- 
mung finden. Wichtig ist jedoch, daß der 
Kurs stimmt und daß die vorgesehenen 
Maßnahmen zu einer merklichen Bele- 
bung der konjunkturellen Entwicklung im 
Jahre 1983 führen werden. 
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BUNDESWEHR 

Der Soldat bestimmt die Qualität 
einer Armee 
Unsere Bundeswehr hat endlich wie- 
der einen Minister, der mit seinen 
Soldaten fühlt und weiß, wo sie der 
Schuh drückt. Manfred Wörner, 
neuer Chef auf der Hardthöhe seit 
dem 4. Oktober 1982, wurde in seiner 
Rede auf der unlängst durchgeführ- 
ten Kommandeurtagung der Bundes- 
wehr mehrfach durch Beifall unter- 
brochen. Dies hat es 13 Jahre lang 
nicht gegeben. Der neue Verteidi- 
gungsminister erklärte u. a.: 

Das Wichtigste ist für mich der Soldat. 
Er bestimmt in erster Linie die Quali- 

tät einer Armee und damit ihren Ab- 
schreckungswert. Nach einer Phase, in 
der die Modernisierung des Gerätes im 
Vordergrund stand, muß nun der Mensch 
Vorrang erhalten. Dafür gibt es drei Grün- 
de: 

1- Wir sind dem Warschauer Pakt zahlen- 
mäßig unterlegen, daran wird sich für ab- 
sehbare Zeit nichts ändern. Diese Unterle- 
genheit können wir nur durch eines wett- 
machen: Durch bessere Ausbildung und 
durch bessere Führung. 
2. Die geburtenschwachen Jahrgänge, 
die Ende der achtziger Jahre zur Einberu- 
fung heranstehen, reißen eine bedrohliche 
Lücke in die Bedarfsdeckung der Streit- 
kräfte. Alle anderen Maßnahmen sind 
nutzlos, wenn es uns nicht gelingt, die 
Zahl der längerdienenden Soldaten zu 
steigern. Das ist der immer wieder über- 
sehene Kernpunkt der Vorschläge der 
Langzeitkommission. Ob uns das gelingen 

wird, hängt nicht zuletzt von der Attraktivi- 
tät des Soldatenberufes ab. 

3. Unser wertvollstes Gut, das uns anver- 
traut ist, sind die jungen Wehrpflichtigen. 
Je nachdem mit welchen Eindrücken die- 
se jungen Menschen die Bundeswehr ver- 
lassen, sind sie die besten oder die 
schlechtesten Werbeträger unserer Streit- 
kräfte. Leider häufen sich die Anzeichen, 
daß eher das Letztere der Fall ist. 

Wenn zu der unverkennbaren Verunsiche- 
rung durch die Pazifismusdiskussion nun 
auch noch das Gefühl tritt, der junge 
Wehrpflichtige verplempere seine Zeit 
nutzlos bei der Bundeswehr, dann gerät 
unsere Wehrpflichtarmee in eine gefährli- 
che Schere. 
Tatsächlich oder vermeintlich sinnloser 
Dienst, Monotonie und Leerlauf werden 
mit außerordentlicher Empfindlichkeit regi- 
striert und geradezu verübelt. Aller sich 
dabei ansammelnder Unmut macht sich in 
dem Vorwurf der „Gammelei" Luft — der 
Chiffre eines Negativurteils über die Bun- 
deswehr, das in seiner Wirkung auf die öf- 
fentliche Meinung nicht unterschätzt wer- 
den darf. 
Damit sind die drei Schwerpunkte meiner 
Anstrengungen vorgezeichnet. Sie gelten 

1. einer Verbesserung der Ausbildung 
und Führungsfähigkeit 

2. der Gewinnung von mehr Längerdie- 
nenden 

3. der Bemühung um einen sinnvoll aus- 
gefüllten Dienst der Wehrpflichtigen. 
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Die Unteroffiziere sind häufig bis an die 
Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit gefor- 
dert, manchmal darüber hinaus. Die wehr- 
pflichtigen Soldaten sind dann unterfor- 
dert, und es entsteht jener Leerlauf im 
Dienst, den wir vermeiden müssen. 

In einer solchen Lage war es ein katastro- 
phaler Fehler, ausgerechnet die Geldan- 
satzstärken für Längerdienende herunter- 
zusetzen, obwohl sich das Bewerberauf- 
kommen an Soldaten auf Zeit mit drei- und 
mehrjähriger Verpflichtungszeit günstig 
entwickelt hatte. Trotz dieser positiven 
Tendenz fehlten den Streitkräften Ende 
1981 in dieser wichtigen Personengruppe 
29 000 Soldaten. Ich werde alle Kraft dar- 
ansetzen, die Zustimmung des Bundesfi- 
nanzministers und des Kabinetts für deut- 
lich mehr Freiwilligenstellen als bisher im 
Jahre 1983 zu gewinnen. 

Leistungswille und Einsatzbereitschaft un- 
serer Soldaten sind trotz aller Schwierig- 
keiten noch immer erstaunlich hoch. Viele 
von ihnen arbeiten 50, 60 ja bis zu 70 
Stunden in der Woche, weit mehr, als im 
übrigen öffentlichen Dienst und in der 
Wirtschaft gefordert und geleistet werden. 
Wenn die Soldaten schon länger arbeiten, 
dann können sie erwarten, daß ihre Förde- 
rungs- und Verwendungschancen nicht 
schlechter sind als anderswo. 

Ich werde mich daher bemühen, die Mittel 
für den gesetzlich zugesagten Dienstaus- 
gleich im Jahre 1983 zu erhalten, und ich 
werde jenen Erlaß aufheben, der mit 
Recht zu Verbitterung in der Truppe ge- 
führt hat. 

Die Bundeswehr muß kämpfen können, 
um nicht kämpfen zu müssen, wie das der 
scheidende Bundeskanzler Schmidt zu 
Recht in seiner Abschiedsrede betont hat. 
Daher hat die Fähigkeit zur Menschenfüh- 
rung und die Praxisnähe der Ausbildung 
Vorrang. Ich werde dafür sorgen, daß bei 

der Auswahl der Kommandeure die Eig- 
nung zur Menschenführung besonders 
berücksichtigt wird. 

Junge Offiziere, die ein Studium an den 
Hochschulen der Bundeswehr absolviert 
haben, zeigen im Truppendienst Lei- 
stungswillen, geistige Beweglichkeit und 
Einfallsreichtum. Aber es fehlt ihnen — 
ohne ihr Verschulden — häufig das prakti- 
sche Können, und sie haben Schwächen 
als Führer. Es wäre für die Erfahrung des 
jungen Vorgesetzten von größtem Nutzen, 
wenn er länger in der Truppe gewesen wä- 
re, ehe er zur Hochschule geht. 

Frieden und Freiheit 
gibt es nicht kostenlos 
Die Auftragstaktik ist und bleibt der ober- 
ste Maßstab des Führungsverhaltens. Sie 
sichert uns den entscheidenden Vor- 
sprung vor dem Warschauer Pakt. Ein Of- 
fizier und Unteroffizier muß fähig sein, 
selbständig und eigenverantwortlich zu 
handeln. Verantwortung muß von oben 
nach unten delegiert werden. Überflüssige 
Zentralisierung ist von Übel. 

In der Bundeswehr gibt es zu viele Vor- 
schriften. Überlegen Sie sich genau, ob 
ein Befehl oder Erlaß wirklich notwendig 
ist, ehe sie ihn herausgeben. Wir werden 
die Anzahl der Vorschriften durchforsten. 
Dazu braucht es keine neue Kommission. 
Sollten Sie aus dem Verteidigungsministe- 
rium Vorschriften und Erlasse erhalten, 
die Sie in Ihrer Tagesarbeit hindern, dann 
lassen Sie mich das unverzüglich wissen. 

Probleme der Streitkräfte müssen vor 
dem Hintergrund der wirtschaftlichen Si- 
tuation gesehen werden. Vorrang hat die 
Stabilisierung der Staatsfinanzen. Aller- 
dings: Das, was für unsere Sicherheit un- 
abdingbar ist, muß geschehen. Frieden 
und Freiheit sind nicht kostenlos zu ha- 
ben. 
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HMFORMATION 

JpU Hessen nominiert 
^ölter Wallmann 
k

Ul^ Ministerpräsidenten- 
^ndidaten 
Q® CDU Hessen hat den Frankfurter 
. erbürgermeister Walter Wallmann zum 
u ^lsterpräsidenten-Kandidaten nominiert 
r 

darnit ihre Absicht auf politische Füh- 
1 9 in Hessen bekundet. Im Ausschuß an 
de 6rste Sitzung der Unionsfraktion nach 
b/ ^h'entscheidung vom 26. Septem- 
^ 1982 sagte CDU-Fraktionsvorsitzen- 
ko f 

tttried Milde vor der Landespresse- 
d^ferenz in Wiesbaden, die CDU habe 
qu «d'e »9eDotene personelle Konse- 
»da^" aus dem Wanlervotum gezogen, 
de & '*• 'n dessen e'ne grün-rote Blocka- 

* olitik verhindert werden kann". 

PrJ!lner zweiten Entscheidung hat die 
Sch den VizePrasidenten des Hessi- 
^ ®n Landtages, Jochen Lengemann, 
*Us ^acn^0,9er des aus Altersgründen 
den dern hessischen Landtag ausschei- 

den Landtagspräsidenten Hans Wag- 
!l6r benannt. 

Mild 
CDU dokumentiert nach den Worten 

fj. ®8 durch die Aufstellung eines eige- 
sj6 ^inisterpräsidenten-Kandidaten, „daß 
tg- lnrer parlamentarischen Verantwor- 
te9 9egenüber dem Wähler zur Regie- 
Wj||?Sbildung in Hessen gerecht werden 
ter. ' ^er Wähler könne mit Recht erwar- 

^erV das von ir,m gewanlte Parlament 
^ '9stens den Versuch unternehme, ei- 
Sprj6Ue Regjerung zu bilden. Wenn die 
ster d-'6 ^enenr,ung eines eigenen Mini- 
W(jr^

rasidenten-Kandidaten     verweigern 

^ok Ware deutlich- daß sie an einer de~ 
ti0n raJisch-parlamentarischen    Legitima- 
keini Börners im  neuen  Landtag 
^ahl     resse habe- Sollte sich Börner zur 

stellen,  werde  entweder sichtbar, 

daß er im Hessischen Landtag über weni- 
ger Stimmen als Walter Wallmann verfüge 
oder aber daß die „grün-rote Zusammen- 
arbeit in Hessen zum Schaden des Lan- 
des bereits Wirklichkeit geworden ist", be- 
tonte Milde abschließend. 

Landesregierung 
spendet fünf Prozent 
ihres Gehalts an MS-Kranke 
Die Mitglieder der baden-württembergi- 
schen Landesregierung werden 1983 und 
1984 freiwillig fünf Prozent ihres Nettoge- 
halts dem Landesverband Multiple Sklero- 
se Erkrankter (AMSEL) zur Verfügung 
stellen. Wie Ministerpräsident Lothar 
Späth (CDU) mitteilte, wird der Einkom- 
mensverzicht der Staatssekretäre und Mi- 
nister etwa 70 000 Mark im Jahr betra- 
gen. Nach dem Beispiel der Bundesregie- 
rung wird auch das Kabinett des neuen 
schleswig-holsteinischen Ministerpräsi- 
denten Uwe Barschel die Ministergehälter 
um fünf Prozent kürzen. 

Leistung entscheidet 
und nicht das Parteibuch 
Pressemeldungen zufolge hat es der 
SPD-Bundestagsabgeordnete Hans Wal- 
low „skandalös gefunden", daß von der 
neuen Bundesregierung 24 politische 
Spitzenbeamte in den einstweiligen Ruhe- 
stand versetzt worden seien. Hierzu er- 
klärte der innenpolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Karl Milt- 
ner: 

Diese zur Schau getragene Empörung ist 
zutiefst unglaubhaft und scheinheilig. 
Nach der Bildung der Koalition von SPD 
und FDP sind unmittelbar nach der Regie- 
rungsübernahme in den Jahren 1969 und 
1970 allein 64 politische Beamte in den 
einstweiligen Ruhestand versetzt worden. 
Von 1969 bis zum Zusammenbruch dieser 
Koalition sind sage und schreibe 161 poli- 



UiD 33 • 28. Oktober 1982 • Seite 10 

tische Beamte des Bundes vorzeitig ent- 
lassen worden. Diese Praxis hat den 
Steuerzahler nach offiziellen Auskünften 
der alten Bundesregierung vom 1. Januar 
1969 bis Oktober 1981 rund 71 Mio. DM 
gekostet. 

Die Institution des politischen Beamten ist 
eingeführt worden, um eine vertrauensvol- 
le Zusammenarbeit zwischen der Leitung 
des Hauses und ihren Spitzenbeamten zu 
ermöglichen. Es ist deshalb unerläßlich, 
daß bei einem Regierungswechsel ein ge- 
wisser Austausch stattfindet. Die neue 
Regierung von CDU/CSU und FDP hat 
von diesem Instrument maßvoll Gebrauch 
gemacht. 

Bis März keine verschärften 
Sicherheitsgesetze 
Die Bundesregierung strebt nach den 
Worten von Bundesinnenminister Fried- 
rich Zimmermann bis zu den im März ge- 
planten Neuwahlen keine Verschärfung 
der Gesetze zur inneren Sicherheit an. 
Zimmermann erklärte in einem Interview, 
es sei in der Bundesregierung für die fünf 
Monate, die vor uns lägen, verabredet, 
nichts auf diesem Gebiet zu verwirklichen. 
Auf die Frage nach einer Verschärfung 
des Demonstrationsrechts erklärte er: 
„Wenn eine Zeit der Gewalttätigkeit wie- 
derkehrt, wird man sich das eine oder an- 
dere überlegen müssen." 

Zusammenarbeit mit den 
Bundesländern 
Zu der Entscheidung des Bundesverfas- 
sungsgerichts, das das Staatshaftungsge- 
setz für verfassungswidrig erklärt hat, er- 
klärte der stellvertretende Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Benno Er- 
hard: Das jetzt für verfassungswidrig er- 
klärte Gesetz ist ein besonders krasser 
und schwerwiegender Fall des Versuchs 
der Manipulation am Grundgesetz vorbei. 

Was den Verstoß um so schlimmer ma^' 
ist die Tatsache, daß den Verantwortlich* 
Tragweite und Ausmaß bewußt waren. 

In einem früheren Stadium des Gesetzt 
bungsverfahrens hatten sie eine andef 
Lösung ins Auge gefaßt. Erst nachdem # 
Abstimmung mit den Bundesländern rm 
in die gewünschte Richtung lief, haben $ 
ein verfassungswidriges Gesetz durch9e 

boxt mit dem ausschließlichen Ziel, <f 
Länder im Bundesrat auszuschalten. 0'e 

se Manipulation, die die Verfassung ^ 
Manövriermasse der Parteitaktik degf 
diert hat, hat dem Rechtsstaat schweb 
Schaden zugefügt und das Vertrauen V* 
ler Bürger erschüttert. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion *J 
gemeinsam mit der neuen Bundesregi* 
rung nach den Neuwahlen darangehßj 
ein ausgewogenes und gerechtes Syst^ 
des Staatshaftungsrechts zu erarbeite 
Dabei wird der wichtigste Grundsatz $ 
strikte Achtung der Verfassung in Zusa^ 
menarbeit und nicht in Konfrontation & 
den Bundesländern sein. 

Kritik an Brasilien-Reise 
von Leinen 
Als aufwendiges Unternehmen, das v|e 

deutsche    Steuerzahler   als   ZumuW' 
empfänden, hat der CDU-Bundestags8t) 

geordnete Weirich die geplante Brasilia 
Reise des Sprechers des Bundesverb3J 
des der Bürgerinitiativen, Leinen, bezeig 
net. Leinen, der dem linken Flügel ^ 
SPD zugerechnet wird, soll auf Einlad^ 
des Goethe-Institutes in einer läng^ 
Brasilien-Reise über Geschichte und P° 
der Bürgerinitiativen in der BundesreP 
blik Vorträge halten. Weirich sagte, es $ 
fe bezweifelt werden, ob Leinen, dessj 
erklärtes Ziel es sei, die Bundesrepü&"( 

unregierbar zu machen und „Hamburg 
Verhältnisse" auf Bonn zu übertragen,e' 
wirksamer Repräsentant für den Will* 
der Bürger in der Bundesrepublik sei. 
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* AUSLÄNDERKONGRESS 

^ür eine gemeinsame Zukunft 
nter dem Leitwort „Ausländer in 
eutschland — Für eine gemeinsa- 

*e Zukunft" veranstaltete die CDU 
J*20. und 21. Oktober 1982 eine 

lssenschaftliche Fachtagung Im 
*°irad-Adenauer-Haus in Bonn. Der 
t.°

n9reß diente dem Ziel, die Situa- 
'°n der ausländischen Einwohner in 

J6r Bundesrepublik Deutschland 
"Hassend zu analysieren und Wege 
Ur Lösung der Probleme aufzuzei- 

j|en- Insbesondere wurde über jene 
ra9en diskutiert, die sich aus dem 
Usammenleben von Deutschen und 
"Ständern ergeben. 

Xu dem Kongreß war offen eingeladen, 
^es kamen also nicht nur CDU-Mitglie- 
6r- An der Tagung nahmen über 600 Teil- 
^hrner aus allen Teilen der Bundesrepu- 

w
lk Deutschland teil. Unter den Gästen 

. aren mehr als ein Drittel ausländische 
Bürger: Griechen, Italiener, Jugosla- 

^en. Portugiesen, Spanier, Türken, Viet- 
^esen u. a. Es wurde also nicht, wie so 

• von Deutschen mit Deutschen über 
K s,änder geredet, sondern es wurde von 

eutschen mit ausländischen Bürgern of- 
n und öffentlich über das künftige Mit- 

,nander diskutiert. 
'e Thematik des Kongresses unter dem 
e|tmotiv „Für eine gemeinsame Zukunft" 

s
eschäftigte sich vor allem mit den Per- 
fektiven  der ausländischen Arbeitneh- 

Q
6r und ihrer Familien in Wirtschaft und 
Seilschaft. Ein besonderer Schwer- 
st lag bei den Zukunftschancen für die 
l6r heranwachsenden ausländischen Kin- 

der und Jugendlichen. Ein weiterer 
Schwerpunkt befaßte sich mit den Gren- 
zen und Möglichkeiten der gesellschaftli- 
chen Integration von ethnischen Minder- 
heiten. 

Führende CDU-Politiker — unter ihnen 
Generalsekretär Bundesfamilienminister 
Dr. Heiner Geißler, Prof. Dr. Kurt H. Bie- 
denkopf, der Vorsitzende der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion Dr. Alfred Dregger, 
Senator Ulf Fink, Minister Prof. Dr. Roman 
Herzog, Walther Leisler Kiep, Senatorin 
Dr. Hanna-Renate Laurien, Ministerpräsi- 
dent Dr. Bernhard Vogel, Dr. Bernhard 
Worms — trugen ihre Thesen zu den ver- 
schiedenen Aspekten der Ausländerpolitik 
vor und stellten sich der Diskussion über 
Parteigrenzen hinweg mit Wissenschaft- 
lern, Vertretern der Kirchen und Sachver- 
ständigen aus Politik, Wirtschaft und Ge- 
sellschaft und mit betroffenen Ausländern. 
So sprachen u. a. die Soziologen Prof. Dr. 
Karl O. Hondrich aus Frankfurt und Erwin 
K. Scheuch aus Köln, der Religionswis- 
senschaftler Prof. Dr. Boumann aus Mar- 
burg, der Präsident der Bundesanstalt für 
Arbeit Josef Stingl, der Leiter des Kom- 
missariats der Deutschen Bischöfe Prälat 
Paul Bocklet, der Präsident des Diakoni- 
schen Werkes Dr. Theodor Schober sowie 
der Generalsekretär des Deutschen Roten 
Kreuzes Dr. Hans-Jürgen Schilling. Aus 
der Sicht der Ausländer referierten u. a. 
der Vorsitzende der Vereinigung HÜR 
TÜRK Enver Kücükoglu, der türkische 
Journalist Ramazan Öz und der Delegat 
der Spanier-Seelsorge in Deutschland Fe- 
lix Rodriguez-Fernandez. 
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Gleich zu Beginn der Tagung setzte Gene- 
ralsekretär Heiner Geißler mit seinem Re- 
ferat einen entscheidenden Akzent. Hei- 
ner Geißler führte aus, daß unser Land 
nicht die sozialen und wirtschaftlichen 
Probleme der ganzen Welt lösen könne. 
Solidarität bedeute zwar Mitarbeit am Ab- 
bau der Probleme anderer Länder. Dies 
könne aber nicht dadurch geschehen, daß 
man immer mehr Ausländer in die Bun- 
desrepublik Deutschland hole. So impor- 
tiere man die Probleme der anderen Län- 
der. 

Aufgabe der Politik sei es, durch ausge- 
wogene rechtzeitige Maßnahmen zu ver- 
hindern, daß Schwierigkeiten zwischen 
Deutschen und Ausländern unlösbar wer- 
den und ungewollt und latent vorhandene 
Ausländerfeindlichkeit gefördert werde. 
Geißler warnte insbesondere vor dem 
Trugschluß, man brauche nur angesichts 
der gut 1,8 Millionen Arbeitslosen die rund 
1,9 Millionen ausländischen Beschäftigten 
in ihre Heimatländer zurückzuschicken 
und dann sei das Problem der Arbeitslo- 
sigkeit schon gelöst. 

Es gebe eine Reihe von Industriezweigen, 
die auf ausländische Arbeitnehmer ange- 
wiesen seien. So beschäftige die Automo- 
bilindustrie zu 35% ausländische Arbeit- 
nehmer. Ohne Ausländer würden in vielen 
Städten die Müllabfuhr zusammenbre- 
chen, die Räder der Fördertürme beim 
Bergbau stocken und die Gaststätten ver- 
öden. 

Ausdrücklich stellte Heiner Geißler noch 
einmal die drei Ziele der neuen Bundesre- 
gierung zur Ausländerpolitik heraus: 

— Eingliederung der hier lebenden Aus- 
länder, 

— die Begrenzung des weiteren Zuzugs, 

— Hilfen für die freiwillige Rückkehr in 
das Heimatland. 

Sehr pessimistisch zeichnete unter d^ 
Beifall der ausländischen Zuhörer der spa 

nische Seelsorger Rodriguez die Situate 
der 4,7 Millionen Ausländer in der Bunde5 

republik Deutschland: 

„Nirgends erwünscht zu sein, in kein6 

Land Wurzeln schlagen zu können, keifl 

Zukunft zu haben, dazu verurteilt zu s0' 
eine Ware auf dem Arbeitsmarkt dar* 
stellen, die man gebraucht oder wegW^ 
je nach den Erfordernissen des Aucje 

blicks." 

Bei allen offenen und kontroversen & 
kussionen  auf  dem  Kongreß  zwisch* 
Deutschen und Ausländern, zwischen r 
litikem, Wissenschaftlern und VertreW' 
gesellschaftlicher   Gruppen   wurde  ^ 
Schluß deutlich, daß es für die CDU ^ 
die ganz große Mehrheit der Anwesend 
nur eine Ausländerpolitik geben könf\ 
die ganz bewußt auf den Grundwerten ö6' 
Grundsatzprogramms  der  CDU  aufb* 
und die von einem christlich-humani* 
sehen   Menschenbild   ausgeht.   Für £ 

Kongreßteilnehmer wurde glaubhaft, d 
es der CDU darum geht, den hier leb*( 

den Ausländern, die dazu bereit sind, **' 
Angebot der partnerschaftlichen Zus*r 

menarbeit für eine gemeinsame ZuKU 
zu machen. Auf dieser Tagung ist ein "'., 
log  zwischen  CDU  und  Ausländern 
Gang gekommen. Dieser Dialog muß f° 
gesetzt werden. 

M 
Anmerkung:   Zur   Fachtagung   hat 
CDU-Bundesgeschäftsstelle  eine  urfl"{ 

sende   Dokumentation   zur  Entwickle' 
der Ausländerbeschäftigung in der & 
desrepublik Deutschland seit 1955 vofö 
legt, die über den Buchhandel zu ba* 
hen ist: „Ausländer in Deutschland — / 
eine gemeinsame Zukunft", Hrsg. Hai11. 
Geißler,   Olzog-Verlag,   München,   1^ 
DM. 
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CDU SCHLESWIG-HOLSTEIN 

Uwe Barschel ein Garant für 
gute Politik in schlechten Zeiten 
Mit überwältigender Mehrheit (96 %) 
Wählten am vorletzten Oktoberwo- 
chenende die Delegierten des Lan- 
desparteitages der CDU Schleswig- 
Holstein in Eckernförde den neuen 
Ministerpräsidenten Uwe Barschel 
zum Spitzenkandidaten für die Land- 
tagswahl am 13. März 1983. 

Damit bewies die Landes-CDU inner- 
halb weniger Tage zum zweiten Mal 

'hre Fähigkeit zu geschlossenem und kla- 
rem Handeln. Nach dem eindeutigen Vo- 
tum der CDU-Landtagsfraktion bei der 
Wahl Barscheis zum neuen Ministerpräsi- 
denten gaben die Delegierten dem 38jäh- 
hgen Politiker quasi doppelte Stärkung: 
Bestätigung seiner Wahl und Rückendek- 
kung und Auftrag für einen erfolgreichen 
Wahlkampf. 
Landesvorsitzender Gerhard Stoltenberg, 
Amtsvorgänger Barscheis und seit dem 4. 
Oktober Finanzminister im Kabinett Kohl, 
9ehörte zu den ersten Gratulanten. Stol- 
tenberg sagte, er sei überzeugt, daß die 
CDU Schleswig-Holstein mit Uwe Bar- 
schel die Wahlen am 13. März gewinnen 
Ur>d im Gegensatz zu Hamburg und Hes- 
sen eine CDU-Regierung mit Uwe Bar- 
schel an der Spitze weiter eine gute Politik 
zum Wohle der Bürger des Landes ver- 
wirklichen werde. 
Gerhard Stoltenberg ging besonders auf 
die einzigartigen Tatsachenverdrehungen 
der Bonner Opposition in den Tagen nach 
dem Regierungswechsel ein. Die Sozial- 
demokraten mit Schmidt, Brandt und 
Wehner an der Spitze redeten in den letz- 

ten zwei Wochen so, als sei die Koalition 
der Mitte für die langen Jahre wirtschaftli- 
cher Talfahrt und steigender Arbeitslosig- 
keit verantwortlich. Der Bundesfinanzmini- 
ster bezeichnete die Volkswirtschaft als 
krank, aber nicht als sterbenskrank. Je- 
doch bleibe nicht mehr viel Zeit, den Ge- 
sundungsprozeß konsequent einzuleiten. 

„Es war höchste Zeit, eine zerrissene, 
durch Richtungskämpfe gelähmte, durch 
Ideologisierung verblendete Sozialdemo- 
kratie aus der Regierungsverantwortung 
abzulösen." Bis zum Regierungswechsel 
habe die -SPD die Bürger systematisch in 
die Irre geführt, jetzt in der Opposition 
werde der Versuch weiter gemacht, um 
die schweren eigenen Fehler zu vertu- 
schen. Die Sozialdemokraten trügen jetzt 
zur Bonner Diskussion nicht mehr bei als 
massive Polemik, Verdrehungen und Klas- 
senkampfparolen. 

Die ersten Entscheidungen der neuen 
Bundesregierung beschrieb Gerhard Stol- 
tenberg als eindeutig und richtungwei- 
send. Die neue Aufgabe in Bonn sei für 
ihn aber kein Abschied von Schleswig- 
Holstein. „Unsere Gegner im Lande sollen 
weiter mit mir rechnen und unsere Freun- 
de können weiter auf mich zählen", sagte 
er wörtlich. 

Uwe Barschel dankte zu Beginn seiner 
landespolitisch akzentuierten Rede sei- 
nem Amtsvorgänger Gerhard Stoltenberg, 
der nicht nur mehr als ein Jahrzehnt die 
Regierung geführt, sondern Schleswig- 
Holstein wesentlich nach innen und außen 
geprägt habe. Der neue Ministerpräsident 
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und Spitzenkandidat sagte der Regierung 
Kohl zu, die Grundlinien der Politik dieser 
Koalition der Mitte aus den wohlverstan- 
denen Interessen Schleswig-Holsteins 
heraus zu unterstützen. Denn diese Politik 
entlaste von dem enormen Kostendruck, 
unter dem seit Jahren die Länder stöhnen. 

Der 13. März bleibe Landtagswahltermin, 
unterstrich Barschel noch einmal. Er sag- 
te harte Auseinandersetzungen mit dem 
politischen Gegner voraus. Die SPD wer- 
de versuchen, ein Bündnis mit den Grü- 
nen, der FDP und der dänischen Minder- 
heit zu schmieden, um die CDU-Mehrheit 
zu brechen. Man müsse sich also einmal 
mehr darauf einstellen, die regierungsfähi- 
ge Mehrheit allein zu erkämpfen. Einen 
neuen Aufwind bei der SPD sieht Barschel 
nicht. Er bezeichnete die These, die SPD 
habe sich nach den Wahlen von Hessen 
und Bayern stabilisiert, als vorschnell. Zu 
seinem Konkurrenten für das Amt des Mini- 
sterpräsidenten, dem Sozialdemokraten 
Engholm, meinte Barschel, dieser habe 
sich bereits zehn Tage nach dem Bruch 
der Bonner SPD/FDP-Koalition von wichti- 
gen Positionen seiner Regierungsarbeit 
losgesagt, „offensichtlich um sich gelen- 
kig zu machen für den Superspagat, der 
im Lande von links außen bis über die Mit- 
te reichen soll". 

Mit einem zumindest für den Landesvor- 
sitzenden überraschenden, aber würdigen 
Finale klang der Parteitag aus. Delegatio- 
nen aus allen 15 Kreisverbänden dankten 
Gerhard Stoltenberg für die geleistete Ar- 
beit als Regierungschef. Ausdruck des 
Dankes war ein bunter Reigen kulinari- 
scher, musikalischer und folkloristischer 
Höhepunkte. 

Uwe Barschel ist mit 38 Jahren der jüng- 
ste Regierungschef in Schleswig-Holstein 
oder der jemals an der Spitze eines ande- 
ren deutschen Bundeslandes gestanden 
hat. So jung an Jahren der neue Minister- 
präsident ist, seine politische Erfahrung 

ist bereits lang und erfolgreich. Vor 22 
Jahren, mit dem Eintritt in die Junge Uni- 
on, die er ab 1967 als Landesvorsitzender 
führte, hat er sich in der politischen Arbeit 
bewährt: 1969 stellvertretender CDU-Lan- 
desvorsitzender, 1970 bis 1974 Kreistags- 
abgeordneter im Herzogtum Lauenburg, 
ab 1971 Landtagsabgeordneter für den 
Wahlkreis Herzogtum Lauenburg-Süd. 

Von 1971 bis 1973 war Barschel Parlamen- 
tarischer Vertreter des Kultusministers 
und Regierungsbeauftragter für Jugend 
und Sport. Ab 1973 führte er die CDU- 
Landtagsfraktion, deren Vorsitz er bis zu 
seiner Ernennung als Finanzminister im 
Januar 1979 innehatte. Bereits ein halbes 
Jahr später berief ihn Gerhard Stoltenberg 
zum Innenminister. 

Hilfe für die Werften 
Uwe Barschel ist ein Mann, ein Politiker, 
der stets den Kontakt zu den Menschen 
sucht. Mit offenen Augen begegnet er 
dem Alltag und hat dabei frühzeitig die 
Probleme der Zeit erkannt. Als Gründer 
und Präsident der Stiftung Herzogtum 
Lauenburg fördert er die Kultur, in die er 
sowohl Kunst wie Naturschutz einbezieht. 

Ministerpräsident Uwe Barschel hat in sei- 
ner Regierungserklärung die Ankündigung 
von Bundeskanzler Helmut Kohl begrüßt, 
das Verhältnis der Bundesregierung 
zu den Ländern „wieder zu verbessern". 

Barschel verband mit seiner Feststellung 
zugleich die Forderungen, daß die neue 
Bundesregierung „die Werftkrise im Nor- 
den nicht minder entschlossen bekämpft 
als die Stahlkrise im Westen" und die 
Quote Schleswig-Holsteins bei den Bun- 
desergänzungszuweisungen erhöht. Als 
„unverändert erforderlich" bezeichnete 
Barschel die friedliche Nutzung der Kern- 
energie, bei deren Ausbau die Kieler Lan- 
desregierung „stets in Übereinstimmung 
mit der Bundesregierung gehandelt" ha- 
be. 
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GEWERKSCHAFTEN 

DGB verweigert Gespräch über 
Besoldungsanpassung für Beamte 
Die Delegation des Deutschen Ge- 
werkschaftsbundes, unter Leitung 
des stellvertretenden DGB-Vorsit- 
zenden Fehrenbach, hat am Diens- 
tag in Bonn das Gespräch des Bun- 
desinnenministers über die Besol- 
dungs- und Versorgungsanpassung 
1983 mit den Spitzenorganisationen 
der zuständigen Gewerkschaften ab- 
rupt verlassen, nachdem Fehrenbach 
eine vierzigminütige Erklärung verle- 
sen und darin ultimativ die Zurück- 
nahme des Gesetzentwurfs verlangt 
hatte. 

Gegenstand des Beteiligungsge- 
sprächs war der aufgrund der Koali- 

tionsabsprache vorgelegte Gesetzent- 
wurf, der eine Anpassung der Bezüge der 
Beamten, Richter, Soldaten und Versor- 
gungsempfänger um 2 v.-H. ab 1. Juli 1983 
vorsieht. Die Bundesregierung erkennt die 
berechtigten Interessen der Beamten, 
Richter und Soldaten an. Die sich zuspit- 
zende wirtschaftliche und finanzielle Ge- 
samtsituation zwingt aber zu außerge- 
wöhnlichen Maßnahmen in vielen Berei- 
chen. 

Bundesinnenminister Friedrich Zimmer- 
mann dankte ausdrücklich dem Deut- 
schen Beamtenbund, den Richterverbän- 
den, dem CGB und dem DBwV für die 
konstruktiv geführten Beteiligungsgesprä- 
che am Beginn des Entscheidungsprozes- 
ses, auch wenn die finanziellen Vorschlä- 
ge von den Verbänden als nicht ausrei- 
chend angesehen würden. Dagegen fehle 
es ihm an jedem Verständnis, daß sich der 

DGB kategorisch einem Dialog über die 
für 1983 vorgesehene Besoldungsverbes- 
serung versagt und das Gespräch verlas- 
sen habe, ohne auf das weitere Angebot 
der Bundesregierung zur Fortsetzung des 
Meinungsaustauschs einzugehen. 

Dieses ungewöhnliche Verhalten sei nur 
als Verweigerung der Mitarbeit im Kampf 
gegen die dramatisch wachsende Arbeits- 
losigkeit zu verstehen unter gleichzeitiger 
Schuldzuweisung allein an die Adresse 
der neuen Bundesregierung. 

Zuvor hatte der Bundesinnenminister be- 
tont: Die neue Bundesregierung hat eine 
schwere Erblast übernommen. Wir haben 
derzeit nichts zu bieten als leere Kassen. 
Aber wir haben eine Perspektive, wir ha- 
ben den Willen und hoffentlich die Kraft, 
im Zusammenwirken mit allen Bürgern die 
notwendigen Sparmaßnahmen durchzu- 
führen und einen Prozeß der wirtschaftli- 
chen Gesundung einzuleiten. 

Bereits 1967 vor Beginn der großen Koali- 
tion wurde eine Lohnpause zwischen den 
Tarifpartnern vereinbart. Die IG Metall ver- 
einbarte 9 Monate, IG Bau—Steine—Er- 
den 3 Monate, IG Textil und Bekleidung 
7 Monate und für den öffentlichen Dienst 
wurde eine Lohnpause von 6 Monaten 
vereinbart. 

Der öffentliche Dienst ist insoweit einge- 
bettet in die Risikogemeinschaft aller Bür- 
ger. Er kann und darf daher nicht abseits 
stehen, wenn der Gesamtheit der Bürger 
jetzt besondere, aber notwendige Lasten 
auferlegt werden. 
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Die von der CDU vorgelegte Bilanz der 
SPD als Regierungspartei zeigt den Weg 
der SPD vom Aufbruch 1969 zum Nieder- 
gang 1982. 

Die SPD hat 1969 bei ihrem Regierungs- 
antritt ein wohlgeordnetes Haus übernom- 
men, nach dreizehn Jahren ist dieses 
Haus Bundesrepublik Deutschland von 
Grund auf renovierungsbedürftig. Die SPD 
als Regierungspartei: eine schlimme Bi- 
lanz. 

Die Broschüre bietet hierzu detaillierte 
Fakten, Zahlen und Analysen und ist damit 
eine wichtige Informations- und Argumen- 
tationshilfe für die aktuelle politische Aus- 
einandersetzung. 
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